
Mit dem Aufkommen neuer Wahlkampftechni-
ken und der zunehmenden Bedeutung der Mas-
senmedien in den modernen Wahlkämpfen verlo-
ren diese traditionellen Formen der Wählerwer-
bung und politischen Information weitgehend an
Bedeutung. Die „organisatorischen Kampagnen“
wurden immer mehr durch „Medienkampagnen“
ersetzt, die darauf abzielten, über die Massenme-
dien einen direkten Kontakt zwischen Kandida-
ten und Wählern herzustellen.
Insbesondere durch die Verbreitung des Fernse-
hens wurde es dem einzelnen Kandidaten ermög-
licht, sich ohne die Unterstützung einer Partei
Millionen von Wählern direkt bekannt zu ma-
chen. Kein ernsthafter Amtsbewerber würde da-
her heute einen Wahlkampf ohne ausgedehnte
Fernsehaktivitäten führen. Die politische Fern-
sehwerbung hat somit konventionelle Werbeme-
thoden in den Hintergrund gedrängt. Während im
Präsidentschaftswahlkampf 1960 nur 10% des
gesamten Wahlkampfbudgets für Fernsehwer-
bung ausgegeben wurden, waren es 1980 bereits
80 %29).

29) Vgl. F. Plasser (Anm. 16), S. 19.
30) Vgl. M. B. Grosseman/M. G. Kumar, Portraying the
President, Baltimore 1981, S. 217f.
31) U. S. Bureau of the Census, Statistical Abstracts of
the United States, Washington, D. C., 1984, S. 559, 755.
32) Vgl. Th. H. White, America in Search of Itself, New
York 1982, S. 104.

33) Vgl. P. Radunski, Wahlkampf in den 80er Jahren, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/86, S. 38.
3“) Vgl. ABC-News (Anm. 6), S. 96.
35) Vgl. Th. E. Patterson/R. Shaiko, Fernsehen und US-
Präsidentschaftswahlen, in: Rundfunk und Fernsehen,
31 (1983)3, S. 281 ff.

Zwangsläufig hat diese fortschreitende „Medifi-
zierung“ der Wahlkämpfe zu einer Entmachtung
der Parteiführer und der von ihnen geleiteten
„Parteiapparate“ geführt. Ihre angestammte Mitt-
lerrolle zwischen Kandidaten und Wählern schei-
nen inzwischen die Nachrichtensprecher und
Fernsehkommentatoren übernommen zu haben.
Häufig genießen diese „anchormen“ sogar mehr
Vertrauen und Ansehen bei der Bevölkerung als
die Politiker, über die sie berichten30).
Die Verbereitung des Fernsehens hat zugleich das
Informationsverhalten der amerikanischen Ge-
sellschaft grundlegend verändert. Für die Mehr-
zahl der Bürger ist das Fernsehen das am meisten
genutzte Medium, um sich über das politische Ge-
schehen zu informieren. 98% aller amerikani-
schen Haushalte besitzen heute einen Fernseher,
51% haben zwei oder mehr. Im Durchschnitts-
haushalt läuft der Fernseher etwa sieben Stunden
pro Tag31).
Für viele Zuschauer hat die Femsehberichterstat-
tung durch die direkte Vermittlung und Visualisie-
rung von Ereignissen einen authentischen Charak-
ter. „Was nicht im Fernsehen passiert ist“, so der
angesehene Kommentator der amerikanischen Prä-
sidentschaftswahlkämpfe Theodor White, sei für
die meisten Bürger „überhaupt nicht passiert“32).

Eine weitere Wirkung des Fernsehens ergibt sich
aus seiner „Agenda-setting-function“33). Poli-
tische Themen und Kandidaten werden in der Öf-
fentlichkeit erst dann bedeutend, wenn im Fernse-
hen über sie berichtet worden ist. Ein typisches
Beispiel hierfür sind die Präsidentschaftsvorwah-
len in New Hampshire, die traditionell am Beginn
der Nominierungswahlkämpfe stehen. Durch die
überdurchschnittliche Fernsehbeachtung (Hun-
derte von Kamerateams, von den Fernsehsendern
durchgeführte Meinungsumfragen etc.) werden
oftmals unbekannte Außenseiter („dark horses“)
zu chancenreichen Kandidaten, die sich ohne das
Fernsehen kaum gegen die von einer Partei favo-
risierten Bewerber hätten durchsetzen können.

Darüber hinaus haben die Eigengesetzlichkeiten
des Fernsehens eine entscheidende Veränderung
des Wahlkampfstils und der Wahlkampfthemen
bewirkt. So kann das Fernsehen als aktuelles Me-
dium der Visualisierung nur die politischen Infor-
mationen vermitteln, die sich innerhalb eines li-
mitierten Zeitrahmens femsehgerecht in Bilder
umsetzen lassen. Häufig ist dies jedoch ohne eine
Simplifizierung der Sachverhalte nicht möglich.
Daneben muß das Fernsehen in seiner Eigen-
schaft als Wirtschaftsunternehmen auf hohe Ein-
schaltquoten bedacht sein, die eine publikums-
wirksame Darstellung von politischen Ereignissen
erforderlich machen.

Die Folge dieser journalistischen und kommer-
ziellen Zwänge ist die für das amerikanische Fern-
sehen typische Verbindung von politischer Infor-
mation und Unterhaltung. Deutlich zeigt sich dies
in der Art und in den Inhalten der Wahlkampfbe-
richterstattung in den abendlichen Nachrichten-
shows, die von etwa 50% der Bevölkeung regel-
mäßig verfolgt werden34). In den rund fünf Minu-
ten, die in diesen Sendungen den Wahlkämpfen
gewidmet werden, gilt die Berichterstattung in er-
ster Linie dem Aspekt des „Wahlkampf-Wett-
laufs“35). Die durch tägliche Meinungsumfragen
ermittelte Popularität und Gewinnchancen eines
Kandidaten haben hier einen eigenständigen
Nachrichtenwert; sie sind politische Ereignisse.
Im Gegensatz dazu werden die Zuschauer nur am 
Rande und zumeist nur in allgemeiner Form über
die politische Position und Qualifikation der
einzelnen Kandidaten informiert, weil dies nicht
genügend Stoff für eine aufregende „Story“ her-
gibt.
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I. Konservatismus und liberale Demokratie in der
amerikanischen Gesellschaft

Die Administration Ronald Reagans kann sich
insofern als politisch erfolgreich bezeichnen, als
sie den weitverbreiteten Pessimismus, den Verlust
an Selbstvertrauen, das Gefühl außenpolitischer
Ohnmacht und die wirtschaftliche Stagflation der
siebziger Jahre überwunden hat, und dies trotz der
andauernden gewaltigen Haushalts- und Außen-
handelsdefizite und der problematischen Bezie-
hungen zur UdSSR ).
Eine andere Frage ist, ob die Wahl Ronald Rea-
gans im Jahr 1980 als Ausdruck und als Beginn
einer Wende zum Konservatismus bei den Mittel-
schichtwählern gesehen werden kann. Zur Beant-
wortung dieser Frage gehört auch eine einiger-
maßen klare Vorstellung davon, was „konserva-
tiv“ in den USA heute bedeutet oder bedeuten
kann. Um das Demokratieverständnis, die
Grundprinzipien und gesellschaftlichen Ziele des
derzeitigen amerikanischen Konservatismus zu 
erhellen, wird im folgenden ein Teil der der Rea-
gan-Administration politisch nahestehenden und
nicht ausschließlich an Akademiker gerichteten
konservativen sozialphilosophischen Literatur
dargestellt. Unsere kurze Untersuchung macht
deutlich, daß es weder in der theoretischen Dis-
kussion noch innerhalb der Wählergruppen, die
die Reagan-Administration unterstützen, eine
Übereinstimmung über Sinn und Bedeutung des
Konservatismus gibt. Dies sollte nicht überra-
schen. Der intellektuell und gesellschaftlich vor-
herrschende Pluralismus hat längst auch das kon-
servative Lager eingeholt. Zwar vermag der Präsi-
dent als politische Integrationsfigur konservative
Wähler und Interessengruppen trotz zahlreicher
Widersprüche zusammenzuhalten. Dennoch gibt
es bisher keine einheitliche Definition von Inhalt
und Zielen des Konservatismus, obwohl es ein 

erklärtes Ziel der Neokonservativen gewesen war,
zum ersten Mal im 20. Jahrhundert eine ernst zu
nehmende Doktrin eines amerikanischen Konser-
vatismus zu formulieren2). Wie sich dies auf die
konservative Politik in der Zeit nach Reagan aus-
wirken wird, läßt sich schon allein deshalb nicht
vorhersagen, weil bisher noch keine echte Diskus-
sion zwischen Liberaldemokratie und Konserva-
tismus über die Grundsätze einer zukünftigen
amerikanischen Politik stattgefunden hat ).3

1) Siehe John L. Palmer/Isabel V. Sawhill (Hrsg.), The
Reagan Record, Cambridge (Mass.) 1984. Im folgenden
befassen wir uns nicht mit den außenpolitischen Aspek-
ten des Konservatismus.

2) Siehe Irving Kristol, Reflections of a Neoconserva-
tive, New York 1983, Introduction, sowie Irving Kristol,
Two Cheers for Capitalism, New York 1978.
3) Liberaldemokratie wird im folgenden durchgängig
als Übersetzung von den „liberals" der Demokratischen
Partei gebraucht. Zum Thema der nicht stattfindenden
Debatte zwischen „liberals“ und Konservativen siehe
Robert Kuttner, What’s the Big Idea?, in: The New
Republic, November 18, 1985. Siehe auch Linda J. Med-
calf/Kenneth M. Dolbeare, Neopolitics, American Poli-
tical Ideas in the 1980’s, New York 1985.

Es ist unbestritten, daß der republikanische Präsi-
dentschaftskandidat Reagan die Wahl von 1980
hauptsächlich aufgrund eines starken Votums ge-
gen den unglückseligen Präsidenten Carter ge-
wann. Dieser verkörperte fast sämtliche Schwä-
chen, Anfälligkeiten und Niederlagen der jüng-
sten amerikanischen Vergangenheit in einer ver-
unsicherten, von liberaldemokratischen Vorstel-
lungen geprägten Gesellschaft. Bekanntlich be-
ruhte Reagans politische Einzigartigkeit jedoch
nicht darauf, daß er — im Gegensatz zu Präsident
Carter — deutliche außenpolitische Stärke und
Führungskraft sowie innenpolitisch eine Epoche
wirtschaftlichen Wachstums und sinkender Infla-
tionsraten einzuleiten versprach. Vielmehr be-
trachtet es Präsident Reagan bis heute als Heraus-
forderung, die Liberaldemokratie der Demokrati-
schen Partei als Hauptursache sämtlicher ameri-
kanischer Probleme der letzten Jahrzehnte zu 
brandmarken. Dabei muß hervorgehoben wer-
den, daß der Sieg Reagans im November 1980 das



Ende eines langen, sich über Jahrzehnte erstrek-
kenden Zerfalls und Niedergangs der Liberal-
demokratie und der Demokratischen Partei und
damit gleichzeitig eine Schwächung ihrer Regie-
rungsform — der Präsidialdemokratie — mar-
kierte. Mindestens seit der Spaltung der Demo-
kratischen Partei in eine „Neue Linke“ und „Alte
Linke“ bis zur Kandidatur George McGoverns
für das Präsidentenamt 1972 war in akademischen
und politischen Kreisen von der Krise, oder sogar
vom Ende des „liberalism" die Rede4). Mit dem
Stichwort der Antrittsrede vom Januar 1981, „go-
vernment is not the solution to our problem, go-
vernment is the problem“, griff Reagan jedoch
explizit die Grundlagen der Regierungsform,
nämlich der Präsidialdemokratie an, die die pro-
gressiven Liberaldemokraten im Laufe des
20. Jahrhunderts als notwendige politische Reak-
tion auf den modernen Industriekapitalismus her-
ausgebildet hatten ).5

4) Siehe Theodore Lowi, The End of Liberalism, New
York 1969.
5) President Reagan’s Inaugural Address, New York Ti-
mes, January 21, 1981.
6) Siehe Horst Mewes, Einführung in das politische Sy-
stem der USA, Heidelberg 1986.

Mindestens seit Woodrow Wilson und Theodore
Roosevelt in der Präsidentenwahl von 1912 war es
die erklärte Absicht der Präsidialdemokratie, die
individuelle Freiheit der Mehrheit der Bürger auf
nationaler Ebene insbesondere im wirtschaftli-
chen Bereich vor der wirtschaftlichen Machtkon-
zentration der Großkonzerne zu schützen. Der
ökonomische Gleichheitsanspruch der Mehrheit
sollte hauptsächlich durch das das nationale Ge-
meinwohl repräsentierende Präsidalamt gegen-
über den im Kongreß vertretenen Partikularinter-
essen verteidigt werden6). Nach Ansicht Reagans
und seiner Anhänger ist jedoch die mittlerweile
mächtig angewachsene Bundesregierung selber
zum Hauptfeind des Wirtschaftsindividualismus
avanciert. Diese Entwicklung war nicht so sehr
das Resultat des von F. D. Roosevelt während der
Weltwirtschaftskrise eingeführten und von Rea-
gan nie geänderten sozialen Sicherungssystems,
sondern der Sozialpläne der „great society“, die
unter Präsident Johnson Mitte der sechziger Jahre
entwickelt wurden.
Hinter Präsident Reagan steht heute eine Vielzahl
konservativer Gruppierungen, die sich bisher
wahlpolitisch zwar zusammenhalten ließen, deren
Widersprüche und Konflikte jedoch immer deut-
licher werden. Diese konservative Wählerschaft
setzt sich aus den folgenden Hauptrichtungen zu-
sammen:
Erstens den traditionellen Republikanern, die
nochmals unterteilt werden können in eine kleine

Gruppe des in der Vergangenheit einflußreichen
Finanz- und Industriebürgertums der Ostküste so-
wie in die kleinstädtischen Mittelschichten des
Mittleren Westens und Westens, die traditionelle
Werte wie Religion, Patriotismus, Familienleben
und „small business“ verkörpern.
Zweitens den Neokonservativen, die meist als
ehemalige „liberals" eine politische Autoritäts-
krise und eine von der Neuen Linken verursachte
allgemeine Kulturkrise der amerikanischen libe-
ralen Gesellschaft wahrnehmen. Neokonservative
unterstützen deutlicher als andere konservative
Gruppen eine aktive, das Gemeinwohl im tradi-
tionellen Sinne fördernde Bundesregierung. Dies
schon allein deswegen, weil Neokonservative
meist eine starke, deutlich antikommunistisch
orientierte Außenpolitik vertreten.
Drittens den Wirtschaftskonservativen, die sich
als Liberale im Sinne des 19. Jahrhunderts verste-
hen und ausschließlich für eine zeitgenössische
Version des „Nachtwächterstaats“ werben.
Viertens der „Neuen Rechten,“ die seit Ende der
siebziger Jahre von den verschiedenen protestan-
tischen Bibelfundamentalisten, populistischen,
d. h. antielitären und antiliberalen Kulturfunda-
mentalisten und ethnischen Gruppen europäi-
scher Abstammung gebildet wird.
Die Neue Rechte, die zutreffend als Zusammen-
schluß neuer „Mittelschichtradikalen“ bezeichnet
wurde, besteht demnach aus religiös und kulturell
verunsicherten, von den sozialen und säkular-hu-
manistischen Entwicklungen der letzten Jahr-
zehnte entfremdeten Wählern, die insbesondere
auf lokaler Ebene aktiv in Kontroversen über das
Bildungssystem, die Kulturpolitik, Fraueneman-
zipation, Minderheitenrechte, Abtreibung usw.
eingreifen und traditionelle amerikanische Werte
wie Familie, Religion und Patriotismus verteidi-
gen. Bei den Anhängern der Neuen Rechten han-
delt es sich unter anderem auch um ehemalige
George Wallace-Protestwähler der Demokrati-
schen Partei. Diese sind ins konservative Lager 
abgewandert, weil sie sich von dem „upper class“-
Gehabe der Neuen Linken übergangen fühlten.
Damit ist die konservative Reagan-Koalition zu-
mindest für die Teile der weißen Mittelschicht
und unteren Mittelschicht zur populistischen Pro-
testpartei geworden, die davon überzeugt sind,
daß sie die Rechnung für die „Sozialexperimente“
der Liberaldemokraten seit Präsident Johnsons
„Great Society“-Programmen Mitte der sechziger
Jahre bezahlen mußten.
Innerhalb dieser verschiedenen Richtungen des
Konservatismus herrscht jedoch keine Überein-
stimmung über die konservativen Grundthemen
des Individualismus, der allgemeinen individuel-



len Verantwortung für das Gemeinwohl auf natio-
naler Ebene und über die Rolle einer „öffentli-
chen Moral“ (public morality) als notwendiger
Grundlage der Demokratie im Zeitalter eines
stark ausgeprägten sozialökonomischen und kul-
turellen Pluralismus ).7

Insgesamt besteht die an die moderne Liberalde-
mokratie gerichtete Herausforderung des derzeiti-
gen Konservatismus im wesentlichen aus den fol-
genden, eng zusammenhängenden Behauptungen
oder Thesen:
Erstens: Ein stark ausgeprägter Individualismus
ist die notwendige Grundlage nicht nur der mo-
dernen kapitalistischen Wirtschaft, sondern auch
der Demokratie. Der Verlust der Eigenverantwor-
tung des Einzelbürgers und die zunehmende Ab-
hängigkeit vom Staat zerstören gleichzeitig wirt-
schaftlichen Erfolg und die für die Volkssouverä-
nität lebensnotwendige individuelle Selbständig-
keit. Folglich ist auch das Gemeinwohl nur als
Resultat der Übereinstimmung freier Individuen
denkbar. Mit dieser These greift der Konservatis-
mus auf eine der wesentlichen Grundüberzeugun-
gen des amerikanischen Demokratieverständnis-
ses zurück, das mindestens seit der Unabhängig-
keitserklärung von 1776 ein Hauptelement der
amerikanischen politischen Tradition ist. In die-
sem Punkt stimmt die Liberaldemokratie fast völ-
lig mit dem Konservatismus überein.
Zweitens: Der Individualismus benötigt jedoch zu 
seiner Verwirklichung und Erhaltung eine von der
Gesellschaft der Individuen geteilte öffentliche
Moral (public morality), die, wie die Gründungs-
väter es formulierten, den „wachsamen und
männlichen Geist“ (vigilant and manly spirit) des
freiheitsliebenden Bürgers gleichzeitig herausbil-
det, unterstützt und fördert. Nur eine solche öf-
fentliche Moral, basierend auf Protestantismus,
Erziehung in der Familie, Schulbildung sowie Pa-
triotismus, kann ein Abgleiten des Individualis-
mus in zerstörerischen Egoismus und Anarchie
verhindern. Aber diese hedonistische Version des
Individualismus herrscht nach Ansicht vieler
Konservativer heute vor, und zwar infolge von
liberaldemokratischer Politik. Eine Rückkehr
zum „alten“ Individualismus benötigt demzufolge
auch die Rückkehr zur protestantischen Ethik des
Frühkapitalismus oder des vorkapitalistischen
Agrarstaats.
Drittens: Diese Kombination von Individualis-
mus und einer diesen prägenden öffentlichen Mo-
ral, von wachsamem politischem Geist und ge-

meinsamer Lebenstradition bildet den ursprüngli-
chen „american way of life“. Dieser war die ei-
gentliche Ursache und der Garant von materiel-
lem Fortschritt im modernen Sinne des Wortes.
Auch dieser Fortschrittsglaube ist ein wesentlicher
Teil des konservativen Credos. Sogar die Mehr-
zahl der Bibelfundamentalisten teilt diese Auffas-
sung. Konservatismus heißt Zuversicht in einen
beständigen wirtschaftlichen, technologischen
und gesellschaftlichen Fortschritt, der im Rück-
blick die Geschichte der USA als eine Art „Son-
dermission“ auszeichnet. Der Konservative ver-
steht sich somit als Revolutionär. Fortschritt als
sich ewig wandelnder historischer Prozeß sei aber
zuletzt auch deshalb unerläßlich, weil er durch
seine Herausforderungen den traditionellen Indi-
vidualismus und seine öffentliche Moral am Le-
ben erhält.
Die Liberaldemokratie wurde von den Konserva-
tiven beschuldigt, im Laufe der letzten Jahrzehnte
einen von dieser Tradition stark abweichenden
Kurs verfolgt und damit die Grundlagen der ame-
rikanischen Demokratie gefährdet zu haben. Die-
ser Kurs sei demnach der. eigentliche Grund für
die zahlreichen Krisen der jüngsten Vergangen-
heit. Der konservativen Kritik zufolge hatte der
falsche Kurs der Liberaldemokraten zwei Merk-
male: Erstens wurde das Verantwortungsbewußt-
sein und die Selbständigkeit des Einzelbürgers
durch stetig wachsende Staatstätigkeit — insbe-
sondere in den Bereichen der Wirtschaft und des
Sozialen — unterminiert. Zweitens wurde die tra-
ditionelle öffentliche Moral durch eine Politik der
Unterstützung von Minderheiten- und Indivi-
dualrechten ersetzt, die sich letztlich auf eine die
gesamte öffentliche Moral zerstörende Privatmo-
ral stützte. Damit förderte die Liberaldemokratie
nach dem Urteil der Konservativen nicht nur den
individuellen Hedonismus, sondern sie gefähr-
dete auch die Grundlagen für jeden weiteren ame-
rikanischen wirtschaftlichen und technologischen
Fortschritt7).

7) Siehe Kevin P. Phillips, Post-Conservative America,
People, Politics and Ideology in a Time of Crisis, New
York 1982. Siehe auch Peter Steinfels, The Neoconser-
vatives, New York 1979.

8) Siehe Robert Nisbet, History of the Idea of Progress,
New York 1980.

Nun beweisen jedoch vielfältige konservative Dis-
kussionsbeiträge über die Grundlagen der Demo-
kratie, inwiefern diese vereinfachende Gegen-
überstellung von Liberaldemokratie und Konser-
vatismus nicht nur Probleme aufdeckt, sondern
auch verdeckt. Diese konservative Kritik der Li-
beraldemokratie ignoriert nämlich, inwieweit
auch die Liberaldemokratie praktische Versuche
für eine Lösung von Problemen unternommen
hat, die der traditionellen Doktrin vom Indivi-
dualismus innewohnen. Diese Probleme können
wie folgt zusammengefaßt werden:



Erstens: Was den Individualismus betrifft, so ist
die problematische Beziehung zwischen „Eigen-
tumsindividualismus“ und „politischem Indivi-
dualismus“ oder zwischen wirtschaftlicher und
politischer Freiheit von Anfang an ein Grundpro-
blem der Naturrechtstheorie und der Liberalde-
mokratie gewesen. Eigentumsindividualismus re-
sultiert, trotz des Ideals der Chancengleichheit, in
Ungleichheit; politischer Individualismus be-
schränkt sich notwendigerweise auf eine Gleich-
heit vor dem Gesetz.
Zweitens: Was die öffentliche Moral des Indivi-
dualismus betrifft, so treten Probleme auf, sobald
die Interpretation dieser öffentlichen Moral nicht

mit den Grundrechten einzelner Individuen oder
dem religiösen und kulturellen Pluralismus der
modernen Gesellschaft vereinbar ist.
Drittens: Was den Zusammenhang zwischen tra-
ditionellem Individualismus und materiellen
Fortschritt betrifft, ist die Frage, ob nicht viele der
aufgrund dieses Fortschritts entstehenden ökono-
mischen Gegebenheiten den alten Individualis-
mus unterminieren anstatt ihn zu fördern.
Im folgenden gehen wir anhand der konservati-
ven Auseinandersetzung näher auf die Probleme
des Individualismus und des Konsenses über die 
öffentliche Moral in der amerikanischen Gesell-
schaft ein.

II. Probleme des Individualismus

Die Verteidigung des Individualismus steht im
Mittelpunkt der konservativen Politik und ihrer
theoretischen Rechtfertigungsversuche. Wie be-
reits angedeutet, gehört jedoch auch die Diskus-
sion über die „traditionelle Moral“ zum Thema
des Individualismus, weil dieser im konservativen
Selbstverständnis eine gewisse öffentliche oder
gemeinschaftliche Moral zur Unterstützung benö-
tigt. Irving Kristol, ein Neokonservativer, hat völ-
lig recht mit seiner Behauptung, daß „Amerikaner
gleichzeitig individualistisch und gemeinschafts-
orientiert“ sind9).

9) Irving Kristol, Reflections (Anm. 2), S. XIV.

Wichtig ist allerdings die Tatsache, daß in der
heutigen Diskussion von mindestens zwei Varian-
ten des Individualismus die Rede ist. Zunächst
einmal wird der traditionelle Eigentums- oder
Wirtschaftsindividualismus gegen „big govern-
ment“ verteidigt. Diese Form des Individualismus
spielt zweifelsohne eine Hauptrolle in der Politik
der Reagan-Administration. Dabei muß unterstri-
chen werden, daß Reagan als konservativer Popu-
list gleichzeitig die allgemeine politische Verant-
wortung für die Gesundheit und das Wachstum
der Gesamtwirtschaft beibehält und sich in die-
sem Punkt nicht von der Liberaldemokratie unter-
scheidet. Zusätzlich wird der traditionelle Indivi-
dualismus jedoch auch noch gegen eine moderne
Version des Individualismus, nämlich die „neu-
linke Version“ der Liberaldemokratie, verteidigt.
Während die Verteidigung des Wirtschafts-
individualismus im extremen Fall die Rolle von
Staat und politischem Konsensus fast völlig igno-
riert, unterstreicht die konservative Kritik des
heutigen hedonistischen, angeblich liberaldemo-
kratischen Individualismus demgegenüber die

Notwendigkeit einer „public philosophy“, der
„community“ und des Wertekonsens für die ame-
rikanische Gesellschaft.
Die Verteidigung des traditionellen Individualis-
mus (Schlagwort: weniger Staat) einerseits und
die Kritik des hedonistischen Individualismus
(Schlagwort: mehr Macht und Kompetenz [autho-
rity] für öffentliche Instanzen) andererseits sind
nicht ohne weiteres vereinbar. Dieser potentielle
Widerspruch unter den Konservativen weist auf
die allgemeine Schwierigkeit hin, die der heutige
amerikanische Konservatismus mit dem Konzept
und dem Stellenwert des „citizenship“, der politi-
schen Partizipation und des politischen Verant-
wortungsbewußtseins der individuellen Bürger
insbesondere auf nationaler Ebene hat.
Darüber hinaus stellen sich zumindest einige Neo-
konservative wie Daniel Bell die Frage, ob diese
unterschiedlichen Formen des Individualismus
nicht selbst vom kapitalistischen Gesellschaftssy-
stem in seinen verschiedenen Entwicklungssta-
dien hervorgebracht wurden10). Damit kehrt Bell
zu der Frage zurück, ob es nicht der Kapitalismus
ist, der die größte Gefahr und Herausforderung
für den Individualismus darstellt. Ein Rückblick
auf die Progressivisten zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts verdeutlicht die Grenzen der konservativen
Perspektive: Während die Progressivisten und
später die Liberaldemokraten als ihre Nachfolger
den traditionellen Individualismus dadurch zu
verteidigen gedachten, daß sie mit dem Aufbau
einer starken Bundesregierung ein Gegengewicht
zur Wirtschaftsmacht der Kapitalmonopole schu-
fen, wollen es die heutigen Konservativen mit

10) Daniel Bell, The Cultural Contradictions of-Capita-
lism, New York 1976.



dem Abbau dieser Regierung versuchen. Dabei
übersehen sie die Möglichkeit, daß mittlerweile
beide Mächte, nämlich multinationale Konzerne
und eine starke Bundesregierung, gemeinsam eine
Gefahr für ein echtes Fortleben des traditionellen
Individualismus darstellen.

Der extreme Wirtschaftsindividualismus

Ein extremer Wirtschaftsindividualismus wird in
deutlicher Form von einem Autor vertreten, der
zu Anfang der ersten Reagan-Administration
großen Anklang in Washington fand. In seinem
Buch „Wealth and Poverty“ verteidigt George
Gilder einen unpolitischen, an den Sozialdarwi-
nismus des 19. Jahrhunderts erinnernden Indivi-
dualismus, der in dieser Form öffentlich von kei-
ner konservativen Partei vertreten werden
könnte ).11
Der Titel des Buches deutet schon an, daß es Gil-
der nicht hauptsächlich um politische Demokratie
oder Bürgerrechte geht, sondern um das Prinzip
des materiellen Fortschritts. Und dieser ist, Gilder
zufolge, „unvermeidlich elitär“12). Kapitalismus
als materieller Fortschritt basiert auf der Innova-
tionskraft, der kühnen, schöpferischen Initiative
einzelner. Der Wagemut des einzelnen Unterneh-
mers oder Investors, der ohne vorherige Absatz-
garantien neue Produkte auf den freien Markt
bringt, ist der Inbegriff des schöpferischen „Ge-
bens“, das das eigentliche Wesen des Kapitalis-
mus ausmacht. Gilder teilt dementsprechend ganz
konsequent die Mitglieder der kapitalistischen
Gesellschaft in zwei ungleiche Gruppen: die ein-
zelnen, wenigen Schöpferischen (für das Angebot
an Gütern im’Kapitalismus verantwortlich), und
die große „Masse“, die nur zur Nachfrage nach
diesen Gütern fähig ist.

11) George Gilder, Wealth and Poverty, New York 1981.
12) Ebd., S. 259.
13) Ebd., S. 38.

14) Ebd., S. 259.
15) Ebd., S. 39.
16) Siehe Michael Novak, The Spirit of Democratic Ca-
pitalism, New York 1982.

Gilder zufolge können „demokratische Massen
nicht schöpferisch oder genial sein. Sie können
nur reagieren. Sie bejahen oder verneinen ledig-
lich die schöpferischen Angebote der Unterneh-
mer in Wirtschaft und Politik.“ ) Öffentliche
Meinung (public opinion) ist nur Nachfrage, nie

13

Angebot. Dementsprechend ist demokratische
Politik, die Politik der „unschöpferischen“ Mas-
sen, letztendlich selbstzerstörerisch, insofern sie
ausschließlich Forderungen stellt, das Angebot
der geforderten Güter aber nicht selbst garantie-
ren kann. Jedenfalls prallen die Ideale demokrati-
schen Fortschritts mit den Voraussetzungen des
materiellen Fortschritts zusammen: „Gleichheit,
bürokratische Rationalität, Berechenbarkeit, se-
xuelle Befreiung, politischer Populismus und das

Streben nach Genuß und Vergnügen sind schlicht
unvereinbar mit der Disziplin und den Investitio-
nen des wirtschaftlichen und technologischen
Fortschritts.“ ) Das heißt aber, daß die nachfra14 -
georientierte, demokratische Politik zur ökonomi-
schen und politischen Stagnation führt:...... ent-
standen aus dem liberalen Bestreben, dem Volks-
willen zu folgen und den Druck der Armut zu 
lindern, endet die nachfrageorientierte Politik in
Arbeitslosigkeit und der Abhängigkeit der einzel-
nen von einer stark regulierten Wirtschaftsord-
nung und einer geschichteten hierarchischen Ord-
nungspolitik“ 155 ).
Gilders Neuformulierung des Sozialdarwinismus
des späten 19. Jahrhunderts ist selbstverständlich
wegen ihrer deutlich antidemokratischen Tenden-
zen in dieser Form für die heutige konservative
Politik unakzeptabel. Der Populist Reagan muß
seine Wirtschaftspolitik demokratisch begründen:
Die Begünstigungen der Erfolgreichen werden so-
mit als dem allgemeinen Wirtschaftswachstum
förderlich dargestellt, das letztendlich allen Bür-
gern helfen wird. Die Verantwortung des Politi-
kers, des Präsidenten, für die Gesamtwirtschaft
bleibt bestehen: Demokratische Politik wird nicht
nur als Racheakt der Schwachen betrachtet. In der
bunten Koalition des heutigen Konservatismus
würde Gilder höchstens bei einer verschwindend
kleinen Anzahl extremer Liberaler Anklang fin-
den können. Auch als Theoretiker der „angebots-
orientierten“ Ökonomen ist er allzu unpolitisch,
und dies ganz abgesehen davon, ob seine Vorstel-
lungen von Kreativität im heutigen Zeitalter der
Organisationen und Interdependenzen zutreffen.

Gemeinschaftsorientierter Individualismus
Eine grundverschiedene Betrachtungsweise des
Individualismus im demokratischen Industrieka-
pitalismus findet man bei dem katholischen kon-
servativen Sozialphilosophen Michael Novak, der
ebenfalls eine gewisse Rolle in der Politik der
USA spiet1 6 ). Novak widerspricht zunächst ein-
mal der unter den zahlreichen Kritikern des Kapi-
talismus gängigen Meinung, daß extremer Eigen-
tumsindividualismus die Grundlage des kapitali-
stischen Systems bildet. Nach Ansicht von Novak
sind ein „gemeinschaftsorientierter Individualis-
mus“ sowie starke, dem Kapitalismus inhärente
Tendenzen zur Kooperation und Interdependenz
das Fundament dieses Gesellschaftssystems.
Nicht das Individuum, sondern die Familie ist die
kleinste Zelle im System: Der Mensch bleibt auch
im Kapitalismus ein soziales Wesen. Darüber hin-



aus unterstreicht Novak allgemeine, wechselsei-
tige Abhängigkeiten, die Förderung von Koope-
ration nicht nur auf lokaler, sondern auch auf
globaler, zwischenstaatlicher Ebene, die Begünsti-
gung von durch Arbeitsteilung geförderte Zusam-
menarbeit usw. als notwendige und meist außer
acht gelassene Aspekte des demokratischen Kapi-
talismus. Da der extreme Individualismus auch im
Kapitalismus eher die Ausnahme als die Regel ist,
ist Novak zufolge auch das berühmte Entfrem-
dungsphänomen im Kapitalismus übertrieben
worden.
Vor diesem Hintergrund eines in zahlreichen so-
zialen Gruppen und wirtschaftlichen Abhängig-
keiten eingebetteten Individualismus kann Novak
die pluralistische Gesellschaft und die freie
Marktwirtschaft ohne inneren Widerspruch als
Vorraussetzungen der individuellen Freiheit an-
preisen. Er lehnt eine einheitliche, auf christli-
chem Glauben basierende, gesetzlich geschützte
öffentliche Moral ab. Er unterscheidet zwischen
einem „praktischen, zivilen (oder bürgerlichen)
Glauben“, der dem politischen und gesamtgesell-
schaftlichen System zugrunde liegt, und einem re-
ligiösen Glauben, der privat bleiben sollte. Trotz-
dem kann Novak auch religiöse Gründe für sein
soziales Ideal anbieten, nämlich das Konzept der
christlichen „caritas“17). Für Novak ist es fast
selbstverständlich, daß menschlicher Egoismus,
auch wenn es sich um ein „aufgeklärtes Konzept
des Eigeninteresses“ — wie z. B. das der freien
Marktwirtschaft — handelt, einer moralischen
Begrenzung, einer idealistischen Richtungsorien-
tierung bedarf. Der Kapitalismus geht nach No-
vak stets von der Sündhaftigkeit des Menschen
aus; darin unterscheidet er sich von jeglichem
Utopismus. Auch aus religiöser Perspektive ist der
einzelne Mensch letztlich auf sich allein angewie-
sen. Einsamkeit lasse sich jedoch nicht durch ge-
sellschaftliche Programme und Reformen, son-
dern nur im Glauben überwinden. Trotzdem sind
für Novak Kulturpolitik sowie diejenigen Glau-
benssätze und Grundrechte, die den demokrati-
schen Kapitalismus unterstützen, der wichtigste
Aspekt dieses Systems, ohne die die zahlreichen
Kritiker dieses Systems den politischen Sieg da-
vontragen könnten.

17) Ebd., S. 353.
18) Siehe Robert N. Bellah et al, Habits of the Heart,
Individualism and Commitment in American Life, Ber-
keley 1985.

19) Ebd., S. 142.
20) Ebd., S. 256.
21) Ebd., S. 294.

Die Kritik des hedonistischen Individualismus
Das im Augenblick bekannteste Beispiel einer
Kritik des derzeitigen hedonistischen Individua-
lismus ist das Werk von Robert N. Bellah und
Mitarbeitern ). Den Ausgangspunkt von Bellahs18

Untersuchung, die an Alexis de Toqueville an-
knüpft, bildet die Feststellung, daß der Individua-
lismus im Mittelpunkt der amerikanischen Kultur
steht19). Dieser Individualismus ist insofern pro-
blematisch, als die amerikanische Kultur „seit
langem durch die akut ambivalente Beziehung
zwischen Selbstbewußtsein und Gemeinschaft
(community) charakterisiert“ wird. Das Verhält-
nis von Individuen, die sich für autonom halten
und gleichzeitig vom bürgerlichen Republikanis-
mus zur gesellschaftlichen Solidarität aufgefor-
dert werden, sei das größte ungelöste Problem der
amerikanischen Geschichte überhaupt20). Nach
Ansicht von Bellah und Mitarbeitern hat der Indi-
vidualismus in unserem Zeitalter ein derartig zer-
störerisches Ausmaß erreicht, daß nur eine grund-
legende Reform der politischen Kultur ein Ab-
gleiten in Despotismus verhindern kann21).
Der heutige Individualismus ist nach Bellah von 
einem selbstgefälligen „Ich-Syndrom“ geprägt.
Zumindest in der weißen Mittelschicht findet man
zunehmend die Tendenz zur Isolierung des Indi-
viduums in dem Sinne, daß die Einzelperson sich
insbesondere in schweren Lebenslagen kaum
mehr auf traditionelle Lebensweisen, Religion
oder gemeinschaftliche Sinngebung verläßt. Statt
dessen versteht sich der radikale Individualist zu-
nehmend als Überlebenskämpfer (survivor) in ei-
ner nur schwer verständlichen, unkontrollierba-
ren Welt, die dem Einzelmenschen weder poli-
tisch noch gesellschaftlich einen höheren Sinn zu
vermitteln vermag. Der einzelne empfindet weder
eine Bindung an traditionelle Religionen noch die
staatsbürgerliche Verpflichtung zur Teilnahme am
politischen Gemeinwesen. Durch diese Loslösung
verliere der einzelne gleichzeitig Stärke, Halt und
Kriterien für die Selbstdisziplin.
Ursache dieser problematischen Entwicklung ist,
so Bellah, letztlich die industriekapitalistische
Konsum- und Massengesellschaft, die seit dem
Ende des 19. Jahrhunderts die traditionellen ame-
rikanischen Lebensweisen unumkehrbar verän-
derte. Dabei ist bei der amerikanischen Entwick-
lung besonders hervorzuheben, daß die Größen-
ordnung und die pluralistische Vielfalt der konti-
nentalen amerikanischen Nation es dem Durch-
schnittsamerikaner ungemein erschweren, sich als
Einzelbürger mit der Gesamtnation — oder ge-
nauer mit dem Gemeinwohl (public good) der Na-
tion — zu identifizieren. Das traditionelle, vorka-
pitalistische Politikverständnis war auf die per-
sönlichen Erfahrungen auf kommunaler Ebene
begrenzt und basierte auf „voluntary Coopera-
tion“ und der Herstellung von Harmonie durch



persönliche Mitwirkung von sozial homogenen
Bürgern. Die moderne nationale Politik besteht
jedoch hauptsächlich aus dem Wettstreit unzähli-
ger Einzelinteressen. Zähes Ringen und Feil-
schen, Übereinkünfte und Kompromisse wirken
auf die harmoniebedürftigen Bürger abstoßend.
Die Mittelschichten wenden sich daher von der
nationalen Politik als „dirty business“ ab und
überlassen das Feld, wenn auch nur ungern, den
professionellen Politikern. Nur noch Momente
von patriotischem Nationalismus vermögen es, 
die ersehnte Einheit von persönlichem Identifizie-
rungsbedürfnis und nationaler, sinnstiftender
Zielstrebigkeit zu schaffen. Die Suche nach dem
Gemeinwohl (public good) bleibt Bellah zufolge
das unvollendete Trachten und Streben Ameri-
kas 22).

Bei Bellah und Mitarbeitern handelt es sich be-
zeichnenderweise meist um ehemalige Liberalde-
mokraten, die den derzeitigen Konsumindividua-
lismus als Gefahr betrachten, und die alle ameri-
kanischen Traditionen — vom Glauben bis zum
Republikanischen Bürgersinn — bemühen wol-
len, um diesen Individualismus wieder einzudäm-
men und in ein religiös-politisches Gemeinwohl-
Denken einzubetten. Dieses Anliegen erscheint
ihnen „weder als liberal noch als konservativ“,
sondern es wird als Grundlage für einen neuen
Konsens, der über die alten politischen Dogmen
hinausreicht, begriffen. Wie aber kann der Einzel-
bürger im Kontext der nationalen Politik wieder
einen Sinn für sein eigenes Leben entdecken? Die
Autoren denken an eine Partizipation in nationa-
len, sozialen Bewegungen. Ihr Modell ist dabei
das Beispiel der Bürgerrechtsbewegung der sech-
ziger Jahre, in welcher der einzelne auf kommuna-
ler und nationaler Ebene persönlich teilnehmen
konnte und auch auf nationaler Ebene ein Gefühl
von Harmonie zwischen dem einzelnen und den
nationalen Werten hergestellt wurde, weil die
breite Bürgerrechtsbewegung an Grundwerte der
amerikanischen Unabhängigkeitserklärung und
Verfassung appellierte.

Überraschenderweise erwähnen die Autoren da-
bei nicht die Vielzahl sich oft heftig befehdender
Bürgerbewegungen der jüngsten Vergangenheit,
wobei Initiativen für und gegen die Emanzipation
der Frau, für und gegen das Recht auf Abtreibung
usw. völlig entgegengesetzte Meinungen in öffent-
lichem Streit austrugen. Es bleibt also unklar, wie
man heutzutage die Isolierung des Individualis-
mus durch eine Orientierung auf das Gemeinwohl
oder „public good“ überwinden kann. Bellah for-
dert mehr „commitment“, also Bindung, Ver-
pflichtung an öffentliche, gemeinschaftliche Auf-

gaben und Ziele. Führt dies in einer stark plurali-
stischen Gesellschaft jedoch automatisch zu einer
den einzelnen stärkenden Harmonie zwischen na-
tionalem Wohl und Einzelwohl?

Kapitalismus und Hedonismus
Auch der bekannte neokonservative Soziologe
Daniel Bell sorgt sich über den heutigen hedoni-
stischen Individualismus und den Mangel an ei-
ner „public philosophy“, d. h. einem der Gesamt-
nation richtungweisenden konsensfähigen politi-
schen Zweck23). Ursache dieses Individualismus
sei die moderne Konsumgesellschaft oder viel-
mehr die „kulturellen Widersprüche“ dieses Wirt-
schaftssystems. Woraus bestehen diese Wider-
sprüche? Bell unterteilt das kapitalistische System
in den ökonomischen, den politischen und den
kulturellen Bereich. Jeder Bereich wird von einem
ihm eigenen Prinzip regiert: der ökonomische Be-
reich vom Prinzip der Effizienz, der politische von
den Prinzipien der Rechtsgleichheit, Bürger-
rechte, Repräsentation und Partizipation, die
Kultur von den Prinzipien der persönlichen
Selbstentfaltung, des Egoismus, des Strebens nach
Selbstverwirklichung und Genuß.

22) Ebd., S. 252. 23) Bell (Anm. 10).

Der Frühkapitalismus sei durch eine Übereinstim-
mung zwischen den Prinzipien der verschiedenen
Bereiche gekennzeichnet: Der protestantisch-pu-
ritanische Glauben, asketische Arbeitsmoral und
individuelle Aufopferung unterstützten die vom
Kapitalismus geforderte Effizienz und den Ver-
zicht auf Konsum. Dies war die moralische Ein-
stellung des Bürgertums der frühen repräsentati-
ven Republik. Durch den Niedergang des Glau-
bens verlor der Kapitalismus seine öffentlich-mo-
ralische Rechtfertigungsgrundlage. Die Nieder-
lage des Puritanismus sei dadurch verursacht wor-
den, daß die Legitimation des sozialen Verhaltens
Von der Religion auf die modernistische Kultur
überging. Modernismus heißt hier Romantizis-
mus: Spontanität und Begeisterung des schaf-
fungsfreudigen Künstlers; die persönliche Selbst-
entfaltung wird zum gesellschaftlichen Ideal und
verdrängt das Symbol des asketischen, pragma-
tisch-kalkulierenden Bürgers. Die Entfaltung ei-
nes individuellen „life-styles" verdrängt die
Selbstverwirklichung durch Arbeit. Bell zufolge
ersetzte diese romantische Moral nicht nur die
protestantische Religion, sondern sie wurde
gleichzeitig zum wichtigsten Motor des wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Wandels: Das Wirt-
schaftssystem mußte nun die neuen, kulturellen
Bedürfnisse erfüllen.
Massenkonsum im modernen Kapitalismus, wel-
cher auf einer allgegenwärtigen, den Luxus, den



Genuß und die Selbstverwöhnung anpreisenden
Massenwerbung basiert, ist die auf massendemo-
kratische Verhältnisse angepaßte Mentalität der
romantischen Künstleravantgarde24). Damit hat
aber der Kapitalismus außer dem persönli-
chen Hedonismus jegliche öffentlich-moralische
Rechtfertigungsgrundlage verloren. Nach Bell
„besitzt die westliche Gesellschaft weder eine
,civitas‘, noch eine spontane Bereitschaft zur Auf-
opferung für ein öffentliches Ziel, noch besitzt sie
eine politische Philosophie, die die Werte und
Normen und Prioritäten der Gesellschaft rechtfer-
tigt“. Man ehrt die Nation, deren Mitglied man
ist, nicht mehr, statt dessen bereichert man sich
auf Kosten des Gemeinwohls 25).

24) Ebd., S. 52.
25) Ebd., S. 245.
26) Ebd., S. 281.
27) Ebd., S. 282.
28) Ebd., S. 256.

Neben diesem Widerspruch zwischen persönli-
cher Existenz und Öffentlichkeit besteht noch ein
zweiter, der im Wirtschaftssystem begründet ist.
Der Kapitalismus selbst benötigt zwei verschie-
dene, ja gegensätzliche moralische Orientierun-
gen: Im Bereich der Produktion ist auch heute
noch „Arbeitsmoral“ gefragt, im Bereich des für
das Wirtschaftswachstum erforderlichen Massen-
konsums setzt sich jedoch der Kult des hedonisti-
schen Individualismus immer weiter durch. Für
den Neokonservativen Bell können diese Wider-
sprüche nur durch eine neue „public philosophy“
überbrückt oder gar beseitigt werden.
Was für Vorstellungen hat Bell von einer „public
philosophy“ in einer Gesellschaft mit ungewöhn-
lich vielfältigen pluralistischen Interessen, die au-
ßerdem noch auf einem stark ausgeprägten Indi-
vidualismus basiert? Allgemein gesagt fordert Bell

eine Neuformulierung der Legitimitätsprinzipien,
der gesellschaftlichen Grundwerte. Es geht ihm
um eine Neuformulierung gesellschaftlicher Ziel-
vorstellungen, um einen Konsens über die „guten
Bedingungen“ für das Gesamtwohl, die die Ge-
sellschaft herzustellen beabsichtigt. Es geht ihm
schließlich um die Zielstrebigkeit der Nation, um
ihre Entscheidungs- und Willensstärke (common
will), um das Schicksal (destiny) der Nation, das
heute im allgemeinen Hedonismus unterzugehen
drohe 26).

Was bleibt nun aber noch als Möglichkeit, wenn
man nicht willens ist, zur alten amerikanischen
„manifest destiny“ des späten 19. Jahrhunderts
zurückzukehren? Bell erwähnt einen „new social 
compact“, der sich auf folgende drei Elemente
gründet: 1. Eine erneute Bekräftigung der ameri-
kanischen Vergangenheit, um die Kontinuität
wiederherzustellen, die zu Verpflichtungen in der
Zukunft nötig ist; 2. eine Wahrnehmung der be-
grenzten Ressourcen und der Bedürfnisprioritä-
ten; 3. eine Übereinstimmung über Gerechtigkeit
und Fairness27). Dabei betont Bell jedoch zu-
gleich, daß in der heutigen, pluralistisch fragmen-
tierten Gesellschaft nicht ein allgemeines Inter-
esse, sondern nur Regeln, Rechte und Situationen
die „public philosophy“ konstituieren können,
die allen Personen trotz ihrer unterschiedlichen
Interessenlagen dienen; denn der heutige „öffent-
liche Haushalt“ sei keine Gemeinschaft (commu-
nity), sondern nur eine Arena, „in der keine nor-
mativen Regeln (außer dem ,bargaining‘) beste-
hen, die das Gemeinwohl definieren“28).

III. Gemeinwohl, Konsens und demokratischer Pluralismus

Während die konservative Tagespolitik sich meist
mit der Parole des Individualismus begnügt und
dazu tendiert, das Problem des nationalen Kon-
senses und der Zielstrebigkeit der Gesamtnation
— die „national destiny“ — überwiegend mit
Hilfe außenpolitischer Manöver zu lösen, nimmt
die Debatte über den „national purpose“ einen
weitaus wichtigeren Platz in der konservativen Li-
teratur ein. Nur wenige Konservative begnügen
sich dabei mit dem extrem unpolitischen Indivi-
dualismus Gilders, bei dem demokratische Politik
letztendlich nur Ausdruck der Schwäche der un-
schöpferischen Masse ist, deren Bedürfnisse sich
in einer Politik der Nachfrage äußern. Für andere

Konservative ist das Individuum vielmehr im
Kontext der amerikanischen Nation, Geschichte,
Tradition und Zukunftsorientierung das Problem.
Die große Furcht dieser Konservativen ist die
„Balkanisierung“ der amerikanischen Politik,
also einer Stagnation aufgrund einer zunehmen-
den Zersplitterung von Interessengruppen, denen
jegliche gemeinsamen Interessen und eine einheit-
liche nationale Zielstrebigkeit abhanden gekom-
men sind. Nur gemeinsame Ideale, so wird be-
hauptet, können dieses Auseinanderdriften und
diesen hedonistischen Egoismus beseitigen. Aus
dieser Perspektive wird nicht nur der Individua-
lismus, sondern auch der amerikanische Interes-
senpluralismus zum Problem. Die zentrale Frage
ist somit, wie überhaupt in einer stark pluralisti-
schen Gesellschaft, die auf einem materiellen In-
teressen- sowie auf einem ethnischen, religiösen
und kulturellen Pluralismus basiert, sich ein Kon-



sens bilden kann, der auf eine nicht existierende
Homogenität der Bevölkerung gegründet ist.
Aber, so fragt man sich, was kann überhaupt in
einer extrem individualistischen — und d. h. not-
wendigerweise dann auch extrem pluralistischen
— Gesellschaft ein Konsens über ein „Gemein-
wohl“ oder einen „national purpose“ konkret be-
deuten?
Die Diskussion unter den Konservativen, und
nicht nur unter ihnen, geht daher um Gemein-
wohlvorstellungen und die Wiederherstellung ei-
ner nationalen Einstimmigkeit, deren Fundament
aber unklar ist. Was ist gemeint: Ein einheitliches
Ziel der Alltagspolitik? Eine Übereinstimmung
über die Grundwerte der Nation? Ein Konsens
über die moralischen Voraussetzungen und gesell-
schaftlichen Bedingungen der Demokratie als Le-
bensweise? Eine Übereinstimmung über poli-
tische Verantwortung und Privatrechte aller Bür-
ger? Einigkeit darüber, was das langfristige Ziel
der Nation sein solle (Sonderschicksal)?

Das Problem des amerikanischen Pluralismus

Am deutlichsten hat der bekannte Politologe Ro-
bert Dahl das Problem des amerikanischen Plura-
lismus als „Dilemma des Pluralismus“ beschrie-
ben29 ). Dahl geht zunächst von der Notwendig-
keit der positiven Beiträge, also der Erwünscht-
heit des Interessengruppen-Pluralismus in der
modernen Demokratie aus. Eine Vielzahl von In-
teressengruppen trägt nicht nur dazu bei — wie
schon die Gründerväter der USA, die Föderali-
sten argumentierten —, die Existenz einer groß-
flächigen Republik mit heterogener Bevölkerung
zu ermöglichen. Diese Interessengruppen leisten
darüber hinaus einen wichtigen Beitrag zur gesell-
schaftlichen und politischen Freiheit, indem sie
„wechselseitige Kontrollen“ zwischen den vielfäl-
tigen Teilen der Gesellschaft in Kraft setzen und
somit eine Machtkonzentration verhindern. An-
dererseits zeitigt der Pluralismus gewisse poli-
tische Nachteile, die sodann das „Dilemma“ her-
vorrufen: Erstens kann der Pluralismus dazu füh-
ren, politische Ungleichheiten und Ungerechtig-
keiten zu stabilisieren. Zweitens kann er das allge-
meine Bürgerbewußtsein deformieren, weil die
Identifizierung des Einzelbürgers mit Interessen-
gruppen zumeist stärker ist als die Identifizierung
als Staatsbürger. Drittens können Gesetzgebungs-
prioritäten durch ungleichen Gruppeneinfluß ver-
zerrt werden. Viertens schwächt die Interessen-
gruppenpolitik die Einflußnahme auf und letzt-
lich auch die Kontrolle der Tagespolitik durch die
Bürger. Das Resultat ist politische Entfremdung

29) Siehe Robert Dahl, Dilemmas of Pluralist Demo-
cracy, New Haven 1982.

30) Ebd., S. 189.
3)1 Ebd., S. 190.

und Apathie. Aufgrund des Dilemmas des Plura-
lismus in der heutigen Demokratie entsteht somit
die zentrale Frage, wieviel Autonomie und wieviel
Kontrolle die Einzelgruppen von Seiten einer de-
mokratisch verantwortlichen Regierung erhalten
sollten.

Wir gehen hier den Einzelheiten von Dahls Argu-
mentation und seiner praktischen Vorschläge
nicht nach. Von Interesse ist hauptsächlich, daß
Dahl zufolge dieses Dilemma des Pluralismus in
den USA im Vergleich zu anderen westlichen De-
mokratien bedeutend stärker ausgeprägt ist. Dies
hat folgende Gründe: Das amerikanische poli-
tische und ökonomische System ist aufgrund des
föderalistischen Aufbaus der Nation und des aus-
geklügelten Systems der Gewaltenteilung und
-Verschränkung weniger integrationsfähig und
weitaus deutlicher fragmentiert als das der mei-
sten anderen vergleichbaren westlichen Demokra-
tien ). Außerdem30 fehlt die Integrationskraft von
permanent organisierten nationalen Parteiorgani-
sationen, weswegen Wahlen mehr Personal- als
Parteiwahlen sind. Das Fehlen von einflußreichen
Parteiorganisationen hat jedenfalls die Gründung
und den politischen Aktivitätsgrad von Interes-
sengruppen erhöht. Da die Verfassungsgründer
aus Furcht vor der Möglichkeit der Machtkonzen-
tration auf nationaler Ebene zusätzlich alles taten,
um eine starke Einflußnahme permanenter Wäh-
ler- und Interessenmehrheiten auf die Regierung
zu verhindern, ist es für Wählermehrheiten in den
USA weitaus schwieriger, sich politisch durchzu-
setzen, als in den meisten westlichen Demokra-
tien31).

Aus diesen und anderen Gründen entsteht in den
USA auch unter den Konservativen der Gegen-
wart sehr leicht der Eindruck der „Balkanisie-
rung“ der amerikanischen Nation und der Not-
wendigkeit, die Integrationsfähigkeit des nationa-
len politischen Systems durch „public philoso-
phy“ oder Gemeinwohlideologien zu stärken. Für
die politische Praxis hat dies zur Folge, daß auch
ein den Individualismus preisender Konservatis-
mus einen starken, führungsfähigen und als Inte-
grationsfigur tauglichen Präsidenten benötigt.
Durch die im Vergleich zu vielen anderen Demo-
kratien verhältnismäßig starke ökonomische Un-
gleichheit wird die Notwendigkeit der Integration
noch verstärkt. Diese relativ große Ungleichheit
ist Dahl zufolge hauptsächlich das Resultat nicht
von institutionellen und verfassungsrechtlichen
Unterschieden gegenüber anderen Demokratien,
sondern der Besonderheit der amerikanischen
Ideologie des Individualismus. Demzufolge hat



sich der Eindruck von ungefährer Chancengleich-
heit, der zur Zeit der Verfassungsgründung in der
mit riesigen Flächen unbesiedelten Landes geseg-
neten Agrarnation entstand, auch im Zeitalter des
Industriekapitalismus fortgesetzt und alle Ideolo-
gien einer radikaleren Umverteilung verdrängt ).32

Nach Ansicht von Dahl ist das Dilemma des Plu-
ralismus (wieviel Autonomie und Kontrolle benö-
tigen Interessengruppen?) in den USA heute auch
nicht zuletzt deshalb so drängend, weil das Präsi-
dentenamt als einzige integrationsfähige Regie-
rungsinstanz des modernen Systems an Macht
und Einfluß verloren hat. Der Grund dafür sei das
„Dilemma“ des Präsidentenamts selbst: „Die
Tendenz des Verfassungssystems, Wählermehr-
heiten zu übergehen; die relative Unabhängigkeit
von Präsident und Kongreß; die Schwäche der
politischen Parteien und die daraus resultierende
Stärke der pressure-groups ermutigen die Präsi-
denten dazu, die festgesetzten Grenzen ihres Am-
tes durch Machtkonzentration im Präsidentenamt
zu überschreiten und dessen politische Ressour-
cen außerhalb des Kontrollbereichs von Kongreß,
Judikative und Wählern einzusetzen. Sobald je-
doch die (zu erwartende, d. Verf.) Reaktion gegen
diese exzessive Machtballung im Präsidentenamt
einsetzt, verliert der Amtsinhaber generell an Wir-
kungskraft.“ )33

Wir schließen daraus, daß die konservativen Ar-
gumente für mehr nationale Integration und Ge-
meinwohlorientierung sowie für „civic virtue“
zum großen Teil aus der Schwächung des Präsi-
dentenamts während der letzten Jahrzehnte ent-
standen sind. Auch Präsident Reagan kann die-
sem Dilemma nicht entweichen. Einerseits ver-
folgt er eine Politik der Schwächung der Bundes-
regierung, andererseits benötigt diese Politik zu
ihrem Erfolg ein starkes Präsidentenamt. Abgese-
hen davon benötigen gerade auch konservative
Kräfte wie die „moral majority“ zur eventuellen
Durchsetzung ihres christlichen Ethos als öffent-
liche Moral einen starken Präsidenten, schon al-
lein deshalb, um die zu erwartende starke poli-
tische und gesellschaftliche Opposition zurück-
drängen zu können.

Der Fortschrittsglaube als konsensfähiger
Integrationsfaktor?
Für eine Reihe von Konservativen scheint sich
eine konsensfähige Idee gefunden zu haben, die
gleichzeitig den traditionellen Individualismus
unterstützt und den USA eine neue gemeinschaft-
liche, nationale Zielstrebigkeit verleiht, die dar-
über hinaus Zukunftshoffnungen mit traditionel-

len amerikanischen Glaubenssätzen vereint. Ge-
meint ist der allgemeine Glaube an den Fort-
schritt. Hier stimmen der extreme Wirtschaftsin-
dividualist Gilder, der konservative, gemein-
schaftsorientierte Katholik Novak und der Neo-
konservative R. Nisbet überein: Das Ideal des ma-
teriellen und gesellschaftlichen Fortschritts, das
von Anfang an Teil der Gründung der amerikani-
schen Republik gewesen war, ist angeblich fähig,
trotz aller kultureller Unterschiede und Partikular-
interessen den USA wieder das Gefühl eines Son-
derschicksals und eines „national purpose“ zu
verleihen. An diesem Punkt stimmt die Theorie
am ehesten mit der Alltagspolitik überein; denn
schon im Wahlkampf des Jahres 1980 versuchte
Kandidat Reagan den lähmenden Pessimismus
der siebziger Jahre durch einen neuen, d. h. erneu-
ten amerikanischen Zukunftsoptimismus und ein
neues Selbstvertrauen zu ersetzen. Notwendiges
Fundament des Fortschritts ist aber das Wirt-
schaftswachstum. Optimistischer Fortschritts-
glaube als Kennzeichen Amerikas, und nicht die
Restauration der von der „moral majority“ gefor-
derten christlichen Moral, wurde daher zum
Kernpunkt konservativer Politik. Hat Reagan
aber damit auch schon bewiesen, daß der Fort-
schrittsglaube als konsensfähiger Grundwert als
solcher genügt, um den heutigen USA einen „na-
tional purpose“ zu verleihen?

Der Glaube an den Fortschritt als konservatives
Credo beinhaltet zugleich, daß der Konservative
sich als „realistischer Revolutionär“ versteht und
den demokratischen Kapitalismus als einen per-
manenten Revolutionsprozeß betrachtet342 ). An-
dauernder wirtschaftlicher und technologischer
Wandel und gesellschaftspolitische Anpassung an
diesen Wandel sind das Grundgesetz dieses Revo-
lutionsprozesses. Der Konservative „konserviert“
nur diesen Prozeß selbst und nicht etwa die so-
zioökonomischen Gegebenheiten irgendeines Sta-
diums dieses Prozesses. Sozialistische Versuche,
diesen Prozeß im Namen der Gerechtigkeit und
Gleichheit unter politische Kontrolle zu zwingen,
und hedonistischer, unverantwortlicher Egoismus
sind die beiden größten Gefahren für die Auf-
rechterhaltung dieses Wandlungsprozesses.

32) Ebd., S. 175, 180.
33) Ebd., S. 191.

34) Novak (Anm. 16), S. 171 ff.
35) Gilder (Anm. 11), S. 258.

Man entdeckt allerdings sehr verschiedene
Grundlagen für diesen optimistischen fortschritts-
und zukunftsorientierten Konservatismus. Er 
kann einmal auf dem „religiösen Glauben“ basie-
ren, der „die größten pragmatischen und histori-
schen Wahrheiten beinhaltet, daß nämlich freie
Menschen, die an die Zukunft glauben, sich be-
haupten und durchsetzen (prevail) werden“35).



Eine Folge dieses Glaubens ist die Ablehnung des
einst populären Knappheitdenkens, das in den
siebziger Jahren im Zuge der neuentdeckten Um-
weltkrise vorherrschte, sowie die Ablehnung der
Idee einer voraussehbaren, planbaren rationalen
Gesellschaft. Statt dessen zelebriert man die
„Religion“ der Freiheit des kreativen Indivi-
duums, weil in einem gewissen Sinn alle schöpfe-
rischen Gedanken auf religiösem Glauben grün-
den. Die Logik der Kreativität bestimmt, daß
Glaube vor dem Wissen kommt. Der entschei-
dende Aspekt allen Wandels und aller Kreativität
ist aber der Zufall. Als Grundlage des Wandels
und des menschlichen Fortschritts bezeichnet Gil-
der den Zufall als „Wirkung des Göttlichen“.
Größte Fehlleistung eines Politikers wäre es, sein
Volk „von der Vorsehung, der wunderbaren Fülle
an Zufällen“ durch ein geschlossenes Plansystem
abzuschneiden ).36

Novak — auch konservativer, zukunftsorientier-
ter Revolutionär — zelebriert dagegen den Zufall,
(oder den Zufall als Kern der menschlichen Frei-
heit) nicht in dieser extremen Form. Im Einklang
mit seiner Vorstellung eines „gemeinschaftsorien-
tierten Individualismus“, den er als Grundlage
des demokratischen Kapitalismus betrachtet, ba-
siert die Erneuerungskraft und Kreativität der ka-
pitalistischen Gesellschaft nicht auf purem Zufall,
sondern auf eine „zum Vorschein kommende
Wahrscheinlichkeit“ (emergent probability). Der
Fortschrittsglaube gründet sich somit auf den
Glauben an eine Welt, die „nicht logisch, geome-
trisch, ganz vorraussehbar“, die aber auch nicht
„total verrückt, irrational und von Intelligenz
undurchdringlich ist“, sondern die vielmehr
auf Wahrscheinlichkeitskalkulationen reagiert37).
Fortschritt wird ermöglicht von einer dem intelli-
genten Menschen offenen Zukunftswelt. Diese
wiederum wird nur in einer offenen, pluralisti-
schen Gesellschaft und einer von pragmatischer
Moral kontrollierten freien Marktwirtschaft für
den Menschen eröffnet.

36) Ebd., S. 260, 261, 267.
37) Novak (Anm. 16), S. 76.

38) Nisbet (Anm. 8), S. 356.
39) Siehe Samuel P. Huntington, American Politics.
The Promise of Disharmony, Cambridge (Mass.) 1981,
S. 223 ff.

Nisbet konstatiert in seiner politisch motivierten
Arbeit über die Geschichte der Fortschrittsidee in
der westlichen Kultur, daß der Glaube an den
Fortschritt immer im Zentrum der westlichen
Zivilisation gestanden habe, daß aber charakteri-
stischerweise dieser Glaube im 20. Jahrhundert
abhanden gekommen sei. Nach Nisbet bestand
der Fortschrittsglaube traditionell aus fünf
Grundsätzen: 1. einem Glauben an den Wert der
Vergangenheit; 2. der Überzeugung von der Über-
legenheit der westlichen Zivilisation; 3. der Aner-
kennung des Wertes von wirtschaftlichem und
technologischem Wachstum; 4. einem Glauben an 

die Vernunft und auf Vernunft basierender wis-
senschaftlicher Erkenntnis; 5. einem Glauben an
den wesentlichen Wert des menschlichen Lebens.
Jeder dieser Grundsätze ist Nisbet zufolge gegen
Ende des 20. Jahrhunderts für die westliche Zivili-
sation fragwürdig geworden. In der derzeitigen
Atmosphäre des Irrationalismus und Solipsismus
sieht Nisbet nur einen Hoffnungsschimmer, und
zwar nicht in der Politik, sondern in dem „Anfang
einer religiösen Erneuerung“ im Westen, haupt-
sächlich in den USA. Er sieht die Möglichkeit, ja
sogar die Wahrscheinlichkeit einer großen religiö-
sen Reformation38). Nicht durch Politik, die in
der Bevölkerung immer mehr an Glaubwürdigkeit
verliert, sondern aufgrund einer wiedergeborenen
Religion kann der Fortschrittsglaube wiederer-
weckt werden. Denn nur tiefer religiöser Glaube
kann den Glauben an die westliche Zivilisation
unterstützen und ermöglichen. Nur die Religion
kann die Heiligkeit des Lebens und des menschli-
chen Wissens herstellen, und beide sind die wich-
tigsten Vorraussetzungen für einen Glauben an
den Fortschritt. Wie diese erhoffte religiöse Re-
formation aussehen könnte — ob es sich um eine
christliche Reformation handeln würde oder um
eine breitere ökumenische Bewegung, und welche
Auswirkungen diese Reformation auf die heutige,
pluralistische Grundlage der modernen Gesell-
schaft haben würde —, wird von Nisbet nicht er-
läutert.
Zusammenfassend wollen wir noch einmal auf
das Hauptproblem des gegenwärtigen amerikani-
schen Konservatismus und seiner Varianten hin-
weisen: Wie der konservative Politologe S. Hun-
tington hervorhebt, benötigte die USA von An-
fang an eine „national civic religion", das Ameri-
kanische Credo, weil die Prinzipien der amerika-
nischen Politik lange vor der eigentlichen Heraus-
bildung der nationalen Gesellschaft und des poli-
tischen Systems bestanden. Ein wesentlicher
Aspekt dieses Credos ist aber bis zum heutigen
Tag die Opposition gegen politische Machtkon-
zentration geblieben39).
Aus dieser Sicht hatten die USA — historisch be-
trachtet — immer schon ein schwaches politisches
System. Die meisten konservativen Theoretiker
sind sich dieser Erbschaft bewußt, besitzen aber
auch keine stichhaltige Antwort auf die Frage, wie
in der politischen und wirtschaftlichen Groß-
macht USA die Tradition des unpolitischen Indi-
vidualismus mit dem unter den heutigen Umstän-
den notwendigen hohen Bürgerbewußtsein und
der „civic morality" zu vereinbaren ist.



Christian Hacke: Außenpolitische Grundlinien der Regierung Reagan
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37-38/86, S. 3—16

Wiederherstellung der militärischen Balance, Eindämmung der sowjetischen Expansionsbemü-
hungen, Verhandlungen mit der Sowjetunion von einer Position der Stärke aus sowie Aufrüttelung
der politischen Lethargie in den USA und bei den Alliierten wurden zum zentralen Bestandteil der
Außenpolitik Ronald Reagans. Eindämmung blieb das zentrale Leitmotiv amerikanischer Welt-
politik, wenngleich Mittel und Ziele variiert wurden. Ausdruck dieser Neuüberlegungen war die
Politik des sogenannten strategischen Konsens, mit der vor allem im Nahen Osten und in Zentral-
und Lateinamerika die indirekte Gefahr der Bedrohung durch die Sowjetunion gebannt werden
sollte.
Während der Amtszeit Präsident Reagans setzten sich die transatlantischen Krisen der siebziger
Jahre fort; amerikanische Abneigungen und Vorurteile gegenüber Europa einerseits und ein
irrationaler Anti-Amerikanismus bei uns andererseits haben sich auf unglückliche Weise in die
Hände gearbeitet. Mit Blick auf die Dritte und Vierte Welt haben sich die USA — im Gegensatz
zur Sowjetunion, die in traditionell imperialistischer Manier möglichst direkte Landgewinne an-
strebt — primär auf indirekte Milieuziele beschränkt. Dies gilt insbesondere für Lateinamerika.
Die USA haben mit Vorliebe Demokraten an der Macht gestützt, aber ebenso konservative und
häufig korrupte Despoten einer möglichen Revolution von links vorgezogen.
Anpassung an die neuen Gegebenheiten der internationalen Politik und die der sowjetischen
Außenpolitik ist gefordert. Die USA können nicht mehr, wie zur Hochzeit der Pax Americana der
fünfziger Jahre, erwarten, daß sich ihnen der Rest der Welt anpaßt. Diese einmaligen Strukturbe-
dingungen sind nicht wiederherstellbar, denn die Zeit der amerikanischen Überlegenheit ist un-
widerruflich dahin. Im Bündnisdreieck Westeuropa—USA—Japan sind sie primus inter pares
geworden, müssen also die regionalen Eigenbedingungen der Partner stärker berücksichtigen.

Kurt L. Shell: Die „neue Agenda“ politischer Diskussion in den USA
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37-38/86, S. 17—30

Die politische Diskussion der achtziger Jahre in den USA ist als Reaktion auf die „Umbruchphase“
der sechziger Jahre und die Detentepolitik der Nixon-Kissinger Ära zu verstehen. Zentrale The-
men der Diskussion sind: die Rolle des Zentralstaates in der Daseinsvorsorge und Regulierung der
Wirtschaft; die gouvernmentalen Maßnahmen zur Integration und Förderung rassischer und
ethnischer Minderheiten, vor allem der schwarzen Bevölkerung; die Bewahrung der in der christ-
lichen Tradition verankerten Werte und Institutionen; die Wiederherstellung einer „Position der
Stärke“ in den Auseinandersetzungen mit der Sowjetunion.
Im Gegensatz zur Periode, die vom „New Deal“ der dreißiger Jahre bis in die siebziger Jahre
reichte, wird die „neue Agenda“ von konservativen Theorien und Akteuren beherrscht. Nicht
Probleme der Armutsbekämpfung und Eindämmung von Wirtschaftsmacht, sondern der Stimulie-
rung von Wachstum, Produktivität und unternehmerischer Risikobereitschaft stehen im Mittel-
punkt der Diskussion. Die heftigsten Auseinandersetzungen kreisen um die durch Entscheidung
des Supreme Courts freigegebene „Fristenlösung“ des Schwangerschaftsabbruchs, das Schulgebet
— durch den Supreme Court untersagt — und Fragen der Sexualmoral. Der Versuch, die Integra-
tion der Rassen in Schulen und Wohnbezirken durch staatliche Maßnahmen zu erzwingen, führte
zu massivem Widerstand; die kompensatorischen Förderungsprogramme („Affirmative Action“,
Quoten) verstießen gegen das in der amerikanischen politischen Kultur verankerte individuali-
stische Leistungsprinzip und wurden zum Gegenstand heftiger Angriffe und Verfassungsbeschwer-
den. Der Supreme Court geriet in den Mittelpunkt konservativer Kritik.
In der Außenpolitik wandte sich die Diskussion erneut der Frage zu, ob Konfrontation mit der
Sowjetunion aus einer Position der Überlegenheit oder ein Ausgleich auf der Basis eines Kräfte-
gleichgewichts zu bevorzugen sei. Hierbei vereinigten sich Fiskalkonservative mit Liberalen in
Opposition gegen das ideologisch gerechtfertigte Programm fortwährender massiver Aufrüstung.
Die ultra-konservative Agenda, artikuliert von Präsident Reagan, hat sich nur abgeschwächt im
politischen Entscheidungsprozeß durchsetzen können. Das System der Gewaltenteilung, Wider-
stand organisierter Interessen und Rücksicht auf die Weltöffentlichkeit und die Verbündeten
ließen den Präsidenten zwischen ideologischer Rhetorik und häufig pragmatischem Handeln
oszillieren.



Wolfgang Welz: Das amerikanische Parteiensystem im Wandel
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37-38/86, S. 31—43

In den sechziger und siebziger Jahren begann sich bei den beiden großen amerikanischen Parteien
auf nationaler und einzelstaatlicher Ebene eine kontinuierliche Erosion ihrer angestammten Elek-
toral- und Integrationsfunktionen abzuzeichnen. Kennzeichnend für diese als „Verfall der Par-
teien“ charakterisierte Entwicklung war die zunehmende Verselbständigung der Bewerber um ein
öffentliches Amt gegenüber den Parteien, die als Organisationen der Personalrekrutierung und
Wahlkampfführung immer mehr in den Hintergrund traten. Ursächlich hierfür waren vor allem
das Aufkommen moderner Wahlkampftechniken und das Eingreifen von Interessengruppen in die
Wahlkämpfe, deren organisatorische und finanzielle Unterstützung die Amtsaspiranten von den
Parteien weitgehend unabhängig werden ließ.
Diese Entwicklung wurde durch den Vertrauensschwund der Wähler in die „Issue-Kompetenz"
der Parteien und durch die Auflösung der traditionellen Parteibindungen verstärkt, die als wahl-
entscheidender Faktor an Bedeutung verloren.
Seit Beginn der achtziger Jahre sind jedoch Gegentendenzen erkennbar, die auf eine Revitalisie-
rung der Parteien hinweisen. So konnten beide Parteien durch den Ausbau und die Professionali-
sierung ihrer Apparate auf nationaler und einzelstaatlicher Ebene die Wahlkampfhilfe für ihre
Kandidaten in erheblichem Umfang erweitern und damit ihre elektoralen Funktionen zum großen
Teil wieder zurückgewinnen. Die Involvierung der Bundesparteien in die regionalen und lokalen
Wahlkämpfe trug zugleich entscheidend zur Verbesserung der innerparteilichen Kooperation und
zur stärkeren Integration der einzelstaatlichen Parteiorganisationen in die Gesamtparteien bei. Die
bedeutsamsten Folgen dieser organisatorischen Reformmaßnahmen waren die Veränderung der
dezentralen Organisationsstruktur des Parteiensystems und die Verschiebung der innerparteilichen
Machtverhältnisse zugunsten der nationalen Parteien.

Horst Mewes: Individualität, Pluralismus und Konsens in der westlichen Demokratie.
Überlegungen zur Zukunftsgestaltung im modernen amerikanischen Konservatismus
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37-38/86, S. 44—54

Was bedeutet Konservatismus in den USA heute? Aktuelle Beiträge zur Diskussion verdeutli-
chen, inwieweit die Spannungen zwischen der amerikanischen Tradition des Individualismus, des
gesellschaftlichen Pluralismus und des in der Demokratie erforderlichen Wertekonsenses auch
dem Konservatismus zu schaffen machen. Einerseits scheint Befürwortung des radikalen Wirt-
schaftsindividualismus die politische Diskussion zu beherrschen; andererseits sorgen sich konser-
vative Autoren um den gesellschaftlich und politisch unverantwortlichen hedonistischen Indivi-
dualismus der Konsumgesellschaft.
Dabei geht es um die zentrale Frage bezüglich der gesellschaftlichen und kulturellen Vorbedingun-
gen eines verantwortlichen Individualismus, also eines Wertekonsensus als Grundbedingung für
den rechtverstandenen Individualismus. Die Spannungen zwischen radikalem Individualismus
und die Sorge um das „public good“ und der „civic morality", die in der Demokratie nicht ein-
fach einer politischen Zentralgewalt überlassen werden dürfen, sind auch beherrschendes Thema
der amerikanischen konservativen Debatte. Als den gesellschaftlich verantwortlichen Individua-
lismus wiederherstellenden Wertekonsens, der sich gleichzeitig mit der amerikanischen Tradition
vereinbaren läßt, wird zunehmend ein auf „religiösen“ Glauben basierender Fortschrittsoptimis-
mus angeboten.


